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KOMMUNALED
IE

ZEITUNG

"Ins Gelingen verliebt, nicht ins 
Scheitern." Wie oft nutzen Sozi-
aldemokraten diese Bloch'sche 
Formel, wenn es darum geht, 
Programme zu schreiben und 
Wahlen vorzubereiten. Und jetzt: 
Jamaika ist gescheitert. Statt zu 
Jubeln und die Chance zu  be-
grüßen, der selbsterklärten Op-
position schnell zu entfliehen, 
hadert die SPD mit sich, vor al-
lem mit sich.  Nur wer die SPD 
nicht kennt oder eigene Inter-
essen verfolgt, macht ihr die-
ses Zaudern zum Vorwurf. Denn 
mindestens so wichtig wie eine 
vierjährige  Regierungsverant-
wortung ist der SPD die über 
150-jährige SPD. Und sie hat ge-
litten, kräftig sogar und keines-
falls will sie dem Weg mancher 

europäischer Schwesterpartei in 
die Bedeutungslosigkeit  folgen.

Wer beobachtet, wie SPD und 
CDU mit dem desaströsen Wahl-
ergebnis der Bundestagswahl 
umgehen, erkennt den Unter-
schied. Für die CDU ist das Er-
gebnis ein Auftrag. "Er lautet: 
Regieren. Ohne Zweifel, Selbst-
zweifel schon gar nicht. Für die 
SPD ist das Ergebnis eine Frage: 
Was an Programm, Personal, Or-
ganisation und Kommunikation 
hat nicht gestimmt? Verständ-
lich, nein sogar notwendig und 
gut ist es deshalb, dass die SPD 
zunächst Antworten auf diese 
Fragen sucht, bevor sie Entschei-
dungen über eine Regierungsbe-
teiligung - in welcher Form auch 

immer - trifft. Daraus 
ergeben sich Konse-
quenzen:

1. Woran ist Jamai-
ka eigentlich geschei-
tert? Viel zu schnell 
haben sich Öffent-
lichkeit und SPD mit 
dem zuvor nicht für 
möglich gehaltenen 
Scheitern abgefun-
den. Aber woran lag 
es? Ist es nicht Aufga-
be einer Opposition, 

gerade das politische Versagen 
aufzudecken, Wählerinnen und 
Wählern zu erklären, dass die Ja-
maika Parteien dieses Land eben 
nicht regieren können? Ist Ange-
la Merkel wirklich die Klimakanz-
lerin oder tut sie nur so? Wollen 
die Wähler wirklich eine Koaliti-
on ohne europäische Idee, ohne 
europäisches Konzept? Wollten 
die Wähler, dass durch die So-
li-Abschaffung nur die gut und 
bestverdienenden Familien ent-
lastet werden? Sollte die Spal-
tung unserer Gesellschaft noch 
weiter verschärft werden? Woll-
ten das die Wählerinnen und 
Wähler? Und sollte Ihnen nicht 
jemand deutlich sagen, was auf 
sie zugekommen wäre? 

Chance oder Risiko? 
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Liebe Leserin, 
lieber Leser,
die obligatorische Frage könnte - 
wie in jedem Jahr - lauten: Ja, ist 
denn schon wieder Weihnach-
ten? Die alternative Formulie-
rung könnte in diesem Jahr auch 
heißen: Ja, ist denn schon wie-
der GroKo? Große 
Koalition, also, oder 
doch eher nicht? 
Oder vielleicht doch 
eine Minderheitsre-
gierung?  Es zeich-
net sich für die So-
zialdemokratie ein 
echtes Dilemma ab: 
Werden die Partei-
mitglieder am Ende 
für eine Weiterfüh-
rung dieser Regie-
rungskonstellation 
stimmen oder wer-
den sie sich mehr-
heitlich dagegen 
entscheiden? Handelt die Partei 
in staatstragender Verantwor-
tung, wird die thematische Latte 
hoch gelegt, oder lässt sich die 
SPD am Ende von den Unions-
parteien treiben?

Eine ganze Reihe unbeantwor-
teter Fragen also. Die Kommen-
tatoren entwickeln eine gerade-
zu diabolische Freude daran, die 
SPD mit allen Mitteln der schrei-
benden und sendenden Zunft 
vor sich her zu treiben. Und die 
SPD? Sie lässt das zu! Sie begibt 
sich in bemerkenswerter und 
völlig unbegründeter Wehrlosig-
keit in die Rolle der Getriebenen. 
Gleichzeitig gibt es in der Partei 
wahrscheinlich nur wenige, die 
noch nicht ihren Kommentar in 
der einen oder anderen Schat-

tierung zu den Zukunftsfragen 
abgegeben haben. Um es deut-
lich zu sagen: Die kunterbunte 
Vielstimmigkeit, mit der auch 
prominente Sozialdemokraten 
den Lauf der Ereignisse kom-
mentieren, ist teilweise nicht 
leicht zu ertragen - auch, wenn 
in einer demokratisch verfassten 
Partei die Kontroverse mit dazu 

gehört.

Warum also bleibt die 
SPD nicht gelassen? 
Warum lässt man die 
anderen nicht stram-
peln? Schließlich ha-
ben sie die Blamage 
der ersten geschei-
terten Sondierung zu 
verantworten.

Es ist doch recht 
schlicht: Die SPD hat 
im Bundestagswahl-
kampf ein klares in-
haltliches Angebot 

unterbreitet. Nur das kann der 
Maßstab für alle Überlegungen 
sein. Nun muss es darum gehen, 
diszipliniert die verschiedenen 
Varianten zu diskutieren.

Vermutlich wird erst das neue 
Jahr zeigen, welche Regierung 
die Zukunft bringt. Bis dahin 
heißt es, weiter für die besten In-
halte zu ringen.

Zunächst wünsche ich aber allen 
ein schönes und fröhliches Weih-
nachtsfest und einen gesunden 
Start ins neue Jahr.

Euer Frank Baranowski

Vorsitzender der SGK NRW und
Oberbürgermeister der Stadt 

Gelsenkirchen
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Einberufung der 19. ordentlichen 
Landesdelegiertenversammlung 
am 21. April 2018 in Bielefeld

Die ordentliche Landesdele-
giertenversammlung der Sozi-
aldemokratischen Gemeinschaft für 
Kommunalpolitik Nordrhein-West-
falen e.V., die am Samstag, dem 21. 
April 2018, 10:00 Uhr, in der Stadt-
halle Bielefeld, stattfindet, wird 
hiermit formell einberufen.

Auf der Tagesordnung stehen Re-
chenschaftsbericht, Neuwahlen des 

Vorstands sowie Antragsberatun-
gen. Die Delegierten erhalten die 
Konferenzunterlagen und die end-
gültige Tagesordnung rechtzeitig 
vor der Versammlung. Die Antrags-
frist endet am 24. Februar 2018.

Frank Baranowski
Vorsitzender der SGK NRW

Wir wünschen 

unseren Leserinnen 

und Lesern 

eine schöne 
Weihnachtszeit 

und einen guten 
Start ins

neue Jahr.

Jamaika-Scheitern und Merkel-Versagen
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Auf 22 Seiten beschreibt der Par-
teivorstand in seinem Leitantrag, 
wie er sich die Erneuerung der 
SPD vorstellt und was die wich-
tigsten Aufgaben der Zukunft 
sein sollen. Ein klares Bekenntnis 
zur Stärkung der Kommunalpoli-
tik fehlt.

Kritisch setzten sich deshalb die 
SGK und der SPD-Landesvorstand 
in NRW damit auseinander. Ergeb-
nis der Debatte ist ein Änderungs-
antrag, der sich ausdrücklich zur 
Bedeutung der Kommunalpolitik 
für die Erneuerung der SPD be-
kennt. Darin wird das Einfügen ei-
nes eigenen Kommunalen Absat-
zes unter dem Titel „Kommunal-

partei bleiben – Erfolgspar-
tei werden“ beantragt.

In diesem Absatz heißt es 
u.a.: „14 der 20 größten 
Städte Deutschlands wer-
den von Sozialdemokra-
ten regiert, nur drei von 
der CDU. Gleichermaßen 
ist die SPD eine starke Kraft 

in vielen ländlichen Kommunen 
und Kreisen. In mehreren Bun-
desländern sind die Kommunen 
quasi die letzte „Regierungsebe-
ne“. Will die SPD weiterhin die 
Kommunalpartei bleiben, muss 
sie kommunaler werden. Unsere 
haupt- und ehrenamtlichen Poli-
tikerinnen und Politiker sind „zu 
Hause“ in der Arena, genießen 
großes Vertrauen und setzen sich 
häufig mit Wahlerfolgen von ne-
gativen Trends ab (wie nicht zu-
letzt in Duisburg). Stärkung und 
Wachstum unseres kommunalen 
Fundaments sind deshalb Vor-
aussetzung für künftige Wahler-
folge in Land, Bund und Europa. 

Wir werden prüfen, wie wir einen 
engeren Schulterschluss zwischen 
Partei und Kommunalen errei-
chen können.

[…] Der Parteivorstand wird mit 
der Bundes-SGK, den Kommuna-
len aus Parlamenten, Spitzenver-
bänden und erfolgreichen Haupt-
verwaltungsbeamten den Kom-
munalbeirat stärken und die SGK 
als kommunale Vertretung unter-
stützen. Dabei kommt der Perso-
nalgewinnung und Qualifizierung 
eine Schlüsselrolle zu."

Bis 1969 gab es ihn, danach nicht 
mehr, jetzt fordert die SPD ihn 
erneut: einen ordentlichen Aus-
schuss für Kommunalpolitik im 
Deutschen Bundestag. Zum Hin-
tergrund: Gemeinsam mit der AG 
Kommunales will SPD Fraktions-
vorsitzende Andrea Nahles den 
Ausschuss durchsetzen. Jenseits 
der verfassungsrechtlichen Zuord-

nung der Kommunen als Teil der 
Länder sind die Kommunen von 
zahlreichen Beschlüssen des Bun-
des direkt betroffen. Sollte die SPD 
das sogenannte Kooperationsver-
bot aufheben können, gilt dies 
erst Recht. Weiterhin sind die He-
rausforderungen für die Kommu-
nen, zum Beispiel hinsichtlich ih-
rer finanziellen Probleme, so groß, 

dass sie für das Ruhrgebiet oder 
das Saarland, die neuen Bundes-
länder oder die Hansestadt Bre-
men gemeinsam am besten disku-
tiert und gelöst werden können. 

Fazit: Es gibt zahlreiche Gründe für 
die Einrichtung eines solchen Aus-
schusses. Die anderen Fraktionen 
sollten ihren Widerstand aufgeben.

SGK-Bundesvorsitzender Frank 
Baranowski hat mit einem Auf-
ruf, der von zahlreichen Ober-
bürgermeistern, Landräten und 
Bürgermeistern unterzeichnet 
worden ist, auf die zentralen 
Forderungen der Kommunalen 
in der SPD an eine neue Bundes-
regierung hingewiesen. 

Unter dem Titel „Die kommu-
nale Familie in der SPD for-
dert Haltung und Klarheit: Die 
Menschen gehören in den Mit-
telpunkt des politischen Han-
delns“ verlangt der Aufruf der 
Bundes-SGK eine wirksame Ent-

lastung von den Soziallasten und 
eine Anpassung an die dynami-
schen Kostensteigerungen, die 
nachhaltige Verbesserung der 
Infrastruktur in Städten und Ge-
meinden, die Modernisierung 
und den Neubau von öffentlich 
gefördertem Wohnraum und die 
Aufhebung des Kooperationsver-
botes zwischen Bund und Kom-
munen.

Hinzu kommt: Oft genug leiden 
Landesregierungen, denen ei-
gentlich die Aufgabe zukommt, 
das Geld an Kommunen weiter-
zuleiten, unter „klebrigen Fin-

gern“. Dann kommt das Geld 
nicht da an, wo es gebraucht 
wird. Dem muss ein Ende ge-
setzt werden, die Forderungen 
der Kommunen müssen gehört 
werden.

Der Streit um den Familiennach-
zug offenbart das Versagen die-
ser Parteien eindrucksvoll: Nicht 
einmal über die Zahlen waren 
sich die Verhandler auch nur an-
nähernd einig: Zwischen 70.000 
(Grüne) und 750.00 (CSU) pendel-
ten die Extreme. Nicht einmal zu 
einer solchen vergleichbar einfa-
chen Verständigung war Jamaika 
in der Lage. Und die sollten das 
Land regieren? Der Beispiele gibt 
es zahlreiche im Verhandlungs-
papier dieser vermeintlichen Ko-
alition der Besserverdienenden.  
Viel mehr als um sachliche Lö-
sungen ging es um parteipoliti-
sche Positionen, Haltungen, Mei-
nungen, Eitelkeiten, davon nicht 
zu wenig, wie das dauernde Bal-
kon-Gewinke peinlich demonst-
rierte. Zuerst das Land, dann die 
Partei? Wer eigentlich bemüht 
diesen Satz gebetsmühlenartig? 
Warum, SPD, entlarvst Du nicht 
diese Schwächen, diesen Mangel 
an staatspolitischer Verantwor-
tung, diese Selbstdarsteller vom 
Berliner Balkon?

2. Offenbar ist die SPD vom 
Scheitern der Jamaika Verhand-
lungen kalt erwischt worden 
und hatte keinen Plan B. Der Be-
schluss des Vorstandes zur Ab-
sage an eine GroKo und Neu-
wahlen ist nur so zu erklären. 
Nicht ohne Larmoyanz würde 
dann  über  Themen diskutiert, 
die in der GroKo nicht verwirk-
licht wurden, wie die Solidarren-
te oder das Rückkehrrecht von 
der Teilzeit in die Vollzeit, (wäh-
rend die Erfolge schon jetzt bei 
der eigenen Mitgliedschaft ver-
blasst zu sein scheinen). Diese 
Orientierungslosigkeit spiegel-
te sich in der Mitgliedschaft der 
SPD naturgemäß wider. Kom-
mentare von allen Seiten mit 
zwei Tendenzen: Keine GroKo – 
keine Neuwahl. Glücklicherwei-
se wurde daraufhin die Debatte 
um zwei unterschiedliche The-
men eröffnet.

3. Die eine Seite sprach nur noch 
über Regierungskonstellationen 
und es war verdienstvoll, den 
Blick nicht nur auf die GroKo als 
einzige Variante zu richten. Wel-
che möglichen Regierungskons-
tellationen kann es auf der Ba-
sis des Artikels 63 GG überhaupt 
geben.. Dazu gehört alles auf die 
Bühne: Nicht nur die Frage der 
Regierungsbildung auf Seiten 
des Bundestages, sondern glei-
chermaßen die Rolle des Bun-

desrates im föderalen Staat, die 
Fragen der internationalen Poli-
tik und Handlungsfähigkeit einer 
Regierung, die Frage der Darstel-
lung politischer Ergebnisse und 
Entscheidung über politische Wei-
chenstellungen (Neuwahlen), etc. 
Das Modell einer Minderheitsre-
gierung mag tatsächlich auch in 
Deutschland funktionieren. Die 
Debatte sollte ausführlich und 
zum Ende hin auch zugespitzt ver-
laufen. Allein, nur um der Verhin-
derung einer GroKo allein, ist sie 
nicht genügend begründet. 

„Auf die Inhalte kommt es an“, 
lautet ein gern betontes Unter-
scheidungsmerkmal der SPD in 
Wahlkämpfen. Glücklicherwei-
se knüpfen viele daran an: Wor-
um geht’s eigentlich, was ist die 
klare sozialdemokratische Hand-
schrift?

4. Die Kommunalen haben ih-
re Akzente schon erkennbar ge-
setzt.

Um den Zusammenhalt der Ge-
sellschaft, aber auch ihre Chan-
cen zu sichern und zu verbessern, 
müssen die Kommunen auch in 
einer neuen Bundesregierung ei-
ner der zentralen Pfeiler der Wirt-
schafts- und Gesellschaftspolitik 
bleiben und sich an folgenden 
Grundsätzen orientieren:

 � Einnahmebasis sichern:  (Grund-
steuer, Gewerbesteuer, Konne-
xität

 � Entlastung der Sozialausgaben, 
insbesondere der Kosten der 
Unterkunft für Langzeitarbeits-
lose

 � Gleichwertige Lebensbedingun-
gen schaffen, Investitionskraft 
stärken, Wachstum fördern 
(Abschaffung des Kooperati-
onsverbotes zwischen Bund 
und Kommunen, Altschulden 
tilgen, Wohnungsbau, Städte-
bau, Digitalisierung, Mobilität)

 � Chancengleichheit herstellen, 
Zusammenhalt stärken (Bil-
dung, Kitas, Gebühren).

Letztlich muss im Streit mit po-
tentiellen Koalitionspartnern von 
den SPD-Mitgliedern die Fra-
ge entschieden werden, ob der 
Preis für eine Regierungsbeteili-
gung oder Duldung oder Neu-
wahlen gezahlt werden soll oder 
nicht.

Jamaika-Scheitern und Merkel-Versagen

Chance oder Risiko? 

Der Aufruf kann auf 
www.sgknrw.de abgerufen 
werden. 

Landes- und Bundespolitik2
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Der komplette Änderungsantrag 
und auch der Leitantrag 
zum Bundesparteitag, 
können auf www.sgknrw.de 
heruntergeladen werden.

Bundes SGK:

Was besonders wichtig ist.

SPD fordert kommunalpolitischen Ausschuss

Kommunalpartei bleiben – 
Erfolgspartei werden 
Kommunaler Änderungsantrag zum Leitantrag 
des Parteivorstandes auf dem Bundesparteitag



Jahrgang 14, Ausgabe 6, 2017

Deutlich verspätet hat die Mitte-
Rechts-Koalition und ihr Finanz-
minister Lienenkämper Mitte No-
vember einen Haushalt für das 
Jahr 2018 vorgelegt.
Dieser muss nun im Rekordtempo 
beraten werden. Das wird weder 
der Sache noch der Bedeutung 
dieses mehr als 3000 Seiten di-
cken Entwurfes gerecht. Bereits 
jetzt wird aber deutlich: Gemes-
sen an den vollmundigen Ankün-
digungen der beteiligten Partei-
en im Wahlkampf und zu Oppo-
sitionszeiten ist der Haushaltsent-
wurf enttäuschend.

Laschet und sein Kabinett stan-
den unter Zugzwang: Vor dem 
Hintergrund der schwarz-gelben 
Rekordschulden aus dem Nach-
tragsetat 2017 mussten sie jetzt 
unbedingt einen Erfolg vermel-
den. Daher der Versuch, mit ei-
nem ausgeglichenen Haushalt 
vor allem in Berlin Eindruck zu 
schinden. Aufgefallen ist es of-
fenbar niemandem besonders. 
Den gefeierten Fetisch der 
„Schwarzen Null“ erreicht der 
Haushalt vor allem deshalb, weil 
die Steuereinnahmen auf Re-
kordniveau sprudeln. Die groß 
angekündigten Einsparungen 
schrumpften am Ende auf etwas 
weniger als 76 Millionen Euro. 

Die aber haben es in sich:
Das Sozialticket, mit dem Gering-
verdiener vergünstigt mobil sein 
können, sollte abgeschafft wer-
den. Erst massiver Druck führ-
te bei Ministerpräsident Laschet 
zu kleinlautem Beidrehen. Wich-
tige Mittel bei der Flüchtlingsbe-
ratung werden gestrichen. Das 
Modellprojekt für den Sozialen 
Arbeitsmarkt wird zusammen-
gekürzt. Dafür schafft die Mitte-
Rechts-Koalition in der Ministe-
rialbürokratie nochmal mehr als 
250 zusätzliche Stellen – schon 
jetzt der teuerste Regierungs-
wechsel in der NRW-Geschichte.

Mit diversen Haushaltstricks zim-
mern sich Laschet und sein Mi-
nister den Haushalt zurecht. So 
werden die 200 Millionen Euro 
Zuführung an den Pensionsfonds 
für die Versorgungsausgaben der 
Beamtinnen und Beamten auf 
80 Millionen Euro reduziert. Dies 
wurde von den Berufsverbänden 
in der Haushaltsanhörung bereits 
heftig kritisiert.

Eine Vorsorge für die künftig an-
stehenden Herausforderungen trift 
der Haushalt für den Planungszeit-
raum aber nicht. Weder Geld für 
eine Generalüberholung des Kin-
derbildungsgesetzes (KiBiZ) noch 

für eine Qualitätsstei-
gerung in der Offenen 
Ganztagsschule (OGS) sind bisher 
vorgesehen.
 
Selbst manche auf den ersten 
Blick positive Maßnahme ent-
puppt sich bei genauerem Hin-
sehen als vergiftet: Die noch im 
Nachtrag beschlossene Erhö-
hung der Krankenhausfinanzie-
rung von 250 Millionen Euro wird 
nicht fortgesetzt. Dafür dürfen 
die Kommunen ihren Anteil von 
100 Millionen Euro aus 2017 nun 
in 2018 zahlen.
Und die Befreiung der steuer-
stärksten Kommunen von der 
Mitfinanzierung des Stärkungs-
pakts Stadtfinanzen führt zu einer 
einseitigen Belastung aller ande-
ren, die am GFG partizipieren.

Zu begrüßen ist immerhin der 
Stellenaufwuchs in den Berei-

chen Innere Sicherheit, Justiz 
und Bildung. Aber: Neue Stellen 
schaffen noch keine zusätzlichen 
Beschäftigten. Ministerin Gebau-
er musste bereits zugeben, dass 
gerade im Schulbereich die Be-
setzung offener Stellen ein gro-
ßes Problem ist. Ein Konzept, wie 
die Regierung dieses Problem an-
gehen will, ist bisher nicht er-
kennbar. Zudem sind einige der 
Zahlen schöner gefärbt, als sie in 
Wahrheit sind: Im Bereich Schule 
haben Gebauer und Lienenkäm-
per von 2004 neuen Stellen ge-
sprochen. Dabei haben sie ver-
schwiegen, dass auch 721 Lehrer-
stellen abgesetzt werden, so dass 
netto nur 1283 übrig bleiben. 

Der immer groß angekündigte 
Schuldenabbau scheint in Regie-
rungsverantwortung nun auf ein-

mal auch nicht mehr so wichtig. 
Ob die geplanten Überschüsse 
ab 2019 dafür verwendet werden 
sollen, wollte der Minister lieber 
nicht beantworten. 

Nach einem halben Jahr Regie-
rungsverantwortung muss sich 
die Mitte-Rechts-Regierung nun 
den Fakten stellen. Das Schlecht-
reden des Landes und seiner Re-
gierung waren für den Wahl-
kampf hilfreich, für die alltägli-
che Arbeit aber dann doch eher 
hinderlich. Wer am lautesten me-
ckert, kann deswegen eben noch 
lange nicht gut regieren. Entspre-
chend ist der erste Entwurf dann 
auch eine Enttäuschung und kein 
Sprung nach vorne – umso mehr, 
wenn man die vollmundigen An-
kündigungen von CDU und FDP in 
den letzten Jahren zugrunde legt.

NRW HAUSHALT 3

Von Martin Börschel, stellvertretender Vorsitzender der SPD-Landtags-
fraktion und Vorsitzender des Haushalts- und Finanzausschusses

Versprochen, gebrochen 

Schieflage bei Kommunalfinanzen
Schwarz-Gelb spart zu Lasten der Kommuen 

Von den Konsolidierungshilfen 
des Stärkungspakts in Höhe von 
insgesamt rund 5,76 Milliarden 
Euro werden 3,65 Milliarden Euro 
durch das Land geleistet und 2,11 
Milliarden Euro von der kommu-
nalen Solidargemeinschaft finan-
ziert. Die Finanzierung durch die 
kommunale Familie erfolgt bisher 
zum einen durch einen Vorweg-
abzug aus der Finanzausgleichs-
masse nach dem GFG und zum 
anderen durch die Solidaritätsum-
lage finanzstarker Kommunen. 
Jetzt sollen die finanzstarken 
Kommunen von der Finanzierung 
befreit werden, während die 300 
übrigen Kommunen zur Mitfi-
nanzierung weiter herangezogen 

werden. Das ist nicht gerecht und 
unsolidarisch und führt zu einer 
ungerechtfertigten Besserstel-
lung der finanzstarken Kommu-
nen. Die abundanten Kommunen 
werden dadurch jährlich um mehr 
als 40 Euro je Einwohner entlas-
tet, bei den übrigen Kommunen 
beläuft sich die Entlastung nur 
auf 2 bis 6 Euro. Das ist im höchs-
ten Maß ungerecht und spielt die 
Städte und Gemeinden gegenein-
ander aus. 

Besonders dreist handelt die Lan-
desregierung auch beim Thema 
Integrationskosten: In der Op-
positionszeit forderten CDU und 
FDP lautstark die Weiterleitung 

der Bundesmittel in Höhe von 
434 Millionen Euro an die Kom-
munen. Hiervon will die schwarz-
gelbe Landesregierung jetzt 
nichts mehr wissen. Vielmehr 
nimmt sie den Kommunen sogar 
noch Geld weg! Dies hängt damit 
zusammen, dass im Rahmen des 
Kommunalen Finanzausgleichs 
finanzschwache Kommunen an 
den Gemeinschaftssteuereinnah-
men des Landes beteiligt werden. 
Die Gemeinschaftssteuern wer-
den bei der Ermittlung der Ver-
bundmasse üblicherweise um sol-
che Landeseinnahmen bereinigt, 

die das Land bereits auf direktem 
Weg an die Kommunen weiterlei-
tet, um eine „doppelte Zählung“ 
zu vermeiden. Beim GFG 2018 hat 
die Landesregierung nun eine Be-
reinigung auch für die Einnahmen 
aus der Integrationspauschale des 
Bundes vorgenommen, die es für 
die Jahre 2016 und 2017 erhalten 
hat - obwohl sie die Integrations-
pauschale nicht an die Kommu-
nen weiterleitet! Damit wird den 
Kommunen ein Betrag von rund 
175 Millionen Euro entzogen! 

Die SPD-Landtagsfraktion wird  
diese Tricks und Ungerechtigkei-
ten nicht akzeptieren und den 
Gesetzentwurf ablehnen!

Eklatante Schieflagen zeigen sich beim Gesetzentwurf der Landesregie-

rung für das Gemeindefinanzierungsgesetz 2018 (GFG 2018) und zur Än-

derung des Stärkungspaktgesetzes, den der Landtag aktuell diskutiert. 

Von Christian Dahm, stv. Fraktionsvorsitzender der SPD-Landtagsfraktion
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Kirchturmdenken wird immer ge-
nau dann abgestritten, wenn es am 
offensichtlichsten ist. Ein Beispiel: 
die Verkehrsverbünde in NRW und 
die Tarifpolitik. Es ist erst ein paar 
Jahre her, dass ein Reisender von 
Köln nach Düsseldorf „Tickets für 
den großen Grenzverkehr“ kaufen 
musste. Er verließ den VRS-Sek-
tor und begab sich in die VRR-Zo-
ne. Diese Zeiten sind seit ein paar 
Jahren vorbei, zumindest heißen 
die Tickets heute anders. Der Ta-

rifdschungel ist geblieben und für 
„Nicht-NRWler“ weiterhin unver-
ständlich. Zwar gibt es einen NRW-
Tarif, aber für Kurz- und Mittelstre-
cken bleibt es bei Übergangs- und 
Zonentickets.

Licht am Ende des Tunnels lässt 
nun die aktuelle Ankündigung der 
Verkehrsverbünde in NRW erhof-
fen. So soll bis zum Jahr 2020 ein 
einheitliches Ticketbuchungssys-
tem eingeführt werden, welches 

zum einen per Smartphone App 
funktionieren und zum anderen ei-
nen stationsgenauen E-Tarif anbie-
ten soll. 

Ein Ende von Zone A, B, C, D? 
Ein Blick in die Preisinformations-
broschüren der Verkehrsverbünde 
zeigt – die Broschüre des VRRs ist 
mit 36 Seiten „sehr kurz“ gehalten 
–, dass die Struktur der Preisgestal-
tung eine wissenschaftlich aufwen-
dige Sache ist. Eine Aufhebung der 

teilweise willkürlich wirken-
den „Tarifwaben“ könn-
te ein Wegbrechen der 
aktuellen Hürden zum 
Überwinden der Ver-
bund- und „Wabengrenzen“ 
bedeuten. Gerade für Städte und 
Gemeinden an diesen „Grenzen“ 
wäre eine Vereinheitlichung der 
Tarifstruktur und die dadurch ein-
tretende Attraktivierung des ÖPN-
Vs ein wichtiger Schritt zur Entlas-
tung der Straßen. Bleibt die Frage: 

Warum 
s c h l i e ß t 

man die Ver-
kehr s ve rbünde 

nicht einfach zusam-
men zu einem NRW-Ver-

bund? Ob sich die neue Landes-
regierung dafür interessiert, wird 
sich zeigen. Wir werden in einer 
der nächsten Ausgaben im Rah-
men eines Themenschwerpunktes 
darüber berichten. 

Kennen Sie das?

 � Sie stehen im Stau hinter einem 
in zweiter Reihe parkenden Lie-
ferfahrzeug 

 � Ihnen fällt auf, dass Lieferver-
kehre beim Be- und Entladen 
gelegentlich Fuß- und Fahrrad-
wege versperren

 � Ihre Paketsendungen werden 
vornehmlich dann zugestellt, 
wenn Sie gerade nicht zu Hau-
se sind

 � Sie oder Ihre Nachbarn werden 
zwangsweise zur Packstation 
für die Nachbarschaft

 � Sie holen Ihre Pakete aus einer 
Filiale, einem Abholshop oder 
einer Packstation, obwohl das 
Paket doch eigentlich zu Ihnen 
kommen sollte

 � Sie finden einen Benachrich-
tigungsschein zur Abholung 
eines Paketes in Ihrem  Brief-
kasten, weil Sie der Bote nicht 
antreffen konnte - obwohl Sie 
zu Hause waren

 � Sie fragen sich, wie das zukünf-
tig werden soll, wenn immer 
mehr online bestellt wird

Wahrscheinlich haben auch Sie 
schon solche oder ähnliche Erfah-
rungen mit dem städtischen Lie-
ferverkehr gemacht. Die entschei-
dende Frage ist aber: Muss das so 
sein? Und die Antwort für die Zu-

kunft in einer lebenswerten Stadt 
ist: Nein!

Die Organisation des städtischen 
Verkehrs insgesamt steht im Zu-
ge der aktuellen Megatrends und 
Zukunftsthemen wie Lärm- und 
Emissionsschutz, Digitalisierung, 
Vernetzung und Aufrechterhal-
tung der Versorgungssicherheit 
bei rapide zunehmender Urbani-
sierung vor gewaltigen Herausfor-
derungen. 
Dabei darf die Bedeutung urba-
ner Logistik, die – wenn über-
haupt – häufig nur am Rande der 
aktuellen Diskussionen betrachtet 
wird, nicht unterschätzt werden. 
Schließlich geht es darum, Bewoh-
ner in wachsenden Städten auch 
zukünftig und trotz drohender Ein-
fahrrestriktionen weiter mit Kon-
sum- und Verbrauchsgütern, mit 
Handwerks- und Dienstleistungen 
sowie mit Transport- und Beförde-
rungsangeboten zu versorgen. 
Denn wir dürfen bei allen nega-
tiven Erfahrungen, die wir gele-
gentlich persönlich machen, nicht 
vergessen, dass der urbane Wirt-
schaftsverkehr und seine Akteure 
städtisches Leben überhaupt erst 
ermöglichen. Er sichert die Ver-
sorgung der Menschen mit den 
Gütern des täglichen Bedarfs, 
mit Dienstleistungen und Beför-
derungsmöglichkeiten – und das 

in der Regel oh-
ne nennenswerte 
Komplikationen.

Dennoch ist es an 
uns allen, den städtischen Wirt-
schaftsverkehr an die Bedürfnis-
se der Menschen und an die Zu-
kunft lebenswerter Städte anzu-
passen! Eine an den  Bedürfnissen 
der Menschen ausgerichtete Or-
ganisation des städtischen Wirt-
schaftsverkehrs leistet einen wich-
tigen Beitrag zum Bild einer le-
benswerten Stadt.

Als Hersteller für leichte Nutzfahr-
zeuge haben wir verstanden, dass 
sich diese zukünftigen Herausfor-
derungen nur gemeinsam und im 
Schulterschluss mit allen Beteilig-
ten lösen lassen. Daher haben wir 
gemeinsam mit der Landeshaupt-
stadt Hannover ein ganzheitlich 
ausgerichtetes Projekt für die ur-
bane Logistik der Zukunft ins Le-
ben gerufen, an dem unter an-
derem auch die Stadtwerke Han-
nover AG (enercity), die Deutsche 
Post DHL Group, die Hochschule 
Hannover, die Leibniz Universität 
Hannover und das Niedersächsi-
sche Forschungszentrum Fahr-
zeugtechnik der Technischen Uni-
versität Braunschweig beteiligt 
sind. Durch die Beteiligung aus 
Verwaltung, Industrie, Wissen-

schaft und Bevölkerung können 
aktuelle Probleme und Fragestel-
lungen aus verschiedenen Blick-

winkeln betrachtet und 
Lösungsansätze identi-
fiziert werden, die sich 
an den Bedürfnissen der 
Menschen orientieren.

Dabei geht es uns darum, 
die vielfältigen und kom-
plexen Logistik-Prozesse 

der Stadt so effizient und nach-
haltig wie möglich zu gestalten 
– wo möglich mit künftig emis-
sionsneutralen Logistik- und 
Dienstleistungsverkehren und 
wo notwendig mit sinnvollen 
Übergangsszenarien.

Durch eine Analyse des urbanen 
Wirtschaftsverkehrs, seiner Zu-
sammensetzung und Wirkungs-
zusammenhänge schaffen wir da-
bei in einem ersten Schritt eine 
valide Datenbasis für das weitere 
Vorgehen. Diese bildet die Grund-
lage dafür, bewerten zu können, 
in welchen Bereichen des städ-
tischen Wirtschaftsverkehrs die 
größten Optimierungspotentiale 
liegen, um Emissionen und Lärm 
zu reduzieren, die Verkehrssicher-
heit im Wirtschaftsverkehr zu er-
höhen und über neue und modifi-
zierte Konzepte die Effizienz in lo-
gistischen Prozessen zu steigern.

Erst wenn wir wissen, welche 
Branchen mit welchen Fahrzeu-
gen und welchen Fahrleistungen 
zu welchen Zwecken und nach 
welchen Prämissen in den Städten 
unterwegs sind, lassen sich lang-
fristige Lösungen entwickeln, die 
sich auch tatsächlich auf die Le-
bensqualität der Städte auswirken. 

In einem zweiten Schritt werden 
innovative und nachhaltige Logis-
tikkonzepte entwickelt, erprobt 

und bewertet. Diese Konzepte sol-
len zunächst modellhaft abgebil-
det, simuliert und optimiert wer-
den, um die effektivsten Konzepte 
und Lösungen zu ermitteln. Diese 
werden schließlich umgesetzt und 
im Pilotquartier erprobt.
Die modellhaften Berechnungen 
werden dann durch die bei der re-
alen Erprobung gewonnenen Er-
kenntnisse ergänzt, sodass die be-
trachteten Logistik-Konzepte ab-
schließend gesamtheitlich bewer-
tet werden können.

Durch intelligente Vernetzung 
und smarte Transportlösungen 
lässt sich der Wirtschaftsverkehr 
effizienter und ressourcenscho-
nender gestalten. Bedarfsgerech-
te Transporte können durch digi-
tale Kommunikations- und Steu-
erungsmöglichkeiten organisiert 
und Leerfahrten vermieden wer-
den. Zudem kann der Einsatz lokal 
emissionsfreier Lieferfahrzeuge ei-
nen Beitrag zur Luftreinhaltung in 
unseren Städten leisten.

Hannover wird durch dieses bun-
desweit einmalige Projekt zu ei-
ner Modellregion für den Liefer-
verkehr der Zukunft. Doch dabei 
soll es nicht bleiben. Unser Ziel ist, 
Konzepte zu entwickeln, die sich 
auch auf andere, also bestenfalls 
auch auf Ihre Städte übertragen 
lassen. Denn eine zukunftsfähige 
urbane Logistik geht uns schließ-
lich alle an.

4 Mobilität

Urbane Logistik der Zukunft 
Von Dr. Susanne Leifheit und Christian Kassyda, Außenbeziehungen und Corporate Responsibility Volkswagen Nutzfahrzeuge

Was lange währt… Verkehrsverbünde in NRW einigen sich auf 
Einführung eines einheitlichen E-Tickets
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Kirchturmdenken wird immer ge-
nau dann abgestritten, wenn es am 
offensichtlichsten ist. Ein Beispiel: 
die Verkehrsverbünde in NRW und 
die Tarifpolitik. Es ist erst ein paar 
Jahre her, dass ein Reisender von 
Köln nach Düsseldorf „Tickets für 
den großen Grenzverkehr“ kaufen 
musste. Er verließ den VRS-Sek-
tor und begab sich in die VRR-Zo-
ne. Diese Zeiten sind seit ein paar 
Jahren vorbei, zumindest heißen 
die Tickets heute anders. Der Ta-

rifdschungel ist geblieben und für 
„Nicht-NRWler“ weiterhin unver-
ständlich. Zwar gibt es einen NRW-
Tarif, aber für Kurz- und Mittelstre-
cken bleibt es bei Übergangs- und 
Zonentickets.

Licht am Ende des Tunnels lässt 
nun die aktuelle Ankündigung der 
Verkehrsverbünde in NRW erhof-
fen. So soll bis zum Jahr 2020 ein 
einheitliches Ticketbuchungssys-
tem eingeführt werden, welches 

zum einen per Smartphone App 
funktionieren und zum anderen ei-
nen stationsgenauen E-Tarif anbie-
ten soll. 

Ein Ende von Zone A, B, C, D? 
Ein Blick in die Preisinformations-
broschüren der Verkehrsverbünde 
zeigt – die Broschüre des VRRs ist 
mit 36 Seiten „sehr kurz“ gehalten 
–, dass die Struktur der Preisgestal-
tung eine wissenschaftlich aufwen-
dige Sache ist. Eine Aufhebung der 

teilweise willkürlich wirken-
den „Tarifwaben“ könn-
te ein Wegbrechen der 
aktuellen Hürden zum 
Überwinden der Ver-
bund- und „Wabengrenzen“ 
bedeuten. Gerade für Städte und 
Gemeinden an diesen „Grenzen“ 
wäre eine Vereinheitlichung der 
Tarifstruktur und die dadurch ein-
tretende Attraktivierung des ÖPN-
Vs ein wichtiger Schritt zur Entlas-
tung der Straßen. Bleibt die Frage: 

Warum 
s c h l i e ß t 

man die Ver-
kehr s ve rbünde 

nicht einfach zusam-
men zu einem NRW-Ver-

bund? Ob sich die neue Landes-
regierung dafür interessiert, wird 
sich zeigen. Wir werden in einer 
der nächsten Ausgaben im Rah-
men eines Themenschwerpunktes 
darüber berichten. 

Kennen Sie das?

 � Sie stehen im Stau hinter einem 
in zweiter Reihe parkenden Lie-
ferfahrzeug 

 � Ihnen fällt auf, dass Lieferver-
kehre beim Be- und Entladen 
gelegentlich Fuß- und Fahrrad-
wege versperren

 � Ihre Paketsendungen werden 
vornehmlich dann zugestellt, 
wenn Sie gerade nicht zu Hau-
se sind

 � Sie oder Ihre Nachbarn werden 
zwangsweise zur Packstation 
für die Nachbarschaft

 � Sie holen Ihre Pakete aus einer 
Filiale, einem Abholshop oder 
einer Packstation, obwohl das 
Paket doch eigentlich zu Ihnen 
kommen sollte

 � Sie finden einen Benachrich-
tigungsschein zur Abholung 
eines Paketes in Ihrem  Brief-
kasten, weil Sie der Bote nicht 
antreffen konnte - obwohl Sie 
zu Hause waren

 � Sie fragen sich, wie das zukünf-
tig werden soll, wenn immer 
mehr online bestellt wird

Wahrscheinlich haben auch Sie 
schon solche oder ähnliche Erfah-
rungen mit dem städtischen Lie-
ferverkehr gemacht. Die entschei-
dende Frage ist aber: Muss das so 
sein? Und die Antwort für die Zu-

kunft in einer lebenswerten Stadt 
ist: Nein!

Die Organisation des städtischen 
Verkehrs insgesamt steht im Zu-
ge der aktuellen Megatrends und 
Zukunftsthemen wie Lärm- und 
Emissionsschutz, Digitalisierung, 
Vernetzung und Aufrechterhal-
tung der Versorgungssicherheit 
bei rapide zunehmender Urbani-
sierung vor gewaltigen Herausfor-
derungen. 
Dabei darf die Bedeutung urba-
ner Logistik, die – wenn über-
haupt – häufig nur am Rande der 
aktuellen Diskussionen betrachtet 
wird, nicht unterschätzt werden. 
Schließlich geht es darum, Bewoh-
ner in wachsenden Städten auch 
zukünftig und trotz drohender Ein-
fahrrestriktionen weiter mit Kon-
sum- und Verbrauchsgütern, mit 
Handwerks- und Dienstleistungen 
sowie mit Transport- und Beförde-
rungsangeboten zu versorgen. 
Denn wir dürfen bei allen nega-
tiven Erfahrungen, die wir gele-
gentlich persönlich machen, nicht 
vergessen, dass der urbane Wirt-
schaftsverkehr und seine Akteure 
städtisches Leben überhaupt erst 
ermöglichen. Er sichert die Ver-
sorgung der Menschen mit den 
Gütern des täglichen Bedarfs, 
mit Dienstleistungen und Beför-
derungsmöglichkeiten – und das 

in der Regel oh-
ne nennenswerte 
Komplikationen.

Dennoch ist es an 
uns allen, den städtischen Wirt-
schaftsverkehr an die Bedürfnis-
se der Menschen und an die Zu-
kunft lebenswerter Städte anzu-
passen! Eine an den  Bedürfnissen 
der Menschen ausgerichtete Or-
ganisation des städtischen Wirt-
schaftsverkehrs leistet einen wich-
tigen Beitrag zum Bild einer le-
benswerten Stadt.

Als Hersteller für leichte Nutzfahr-
zeuge haben wir verstanden, dass 
sich diese zukünftigen Herausfor-
derungen nur gemeinsam und im 
Schulterschluss mit allen Beteilig-
ten lösen lassen. Daher haben wir 
gemeinsam mit der Landeshaupt-
stadt Hannover ein ganzheitlich 
ausgerichtetes Projekt für die ur-
bane Logistik der Zukunft ins Le-
ben gerufen, an dem unter an-
derem auch die Stadtwerke Han-
nover AG (enercity), die Deutsche 
Post DHL Group, die Hochschule 
Hannover, die Leibniz Universität 
Hannover und das Niedersächsi-
sche Forschungszentrum Fahr-
zeugtechnik der Technischen Uni-
versität Braunschweig beteiligt 
sind. Durch die Beteiligung aus 
Verwaltung, Industrie, Wissen-

schaft und Bevölkerung können 
aktuelle Probleme und Fragestel-
lungen aus verschiedenen Blick-

winkeln betrachtet und 
Lösungsansätze identi-
fiziert werden, die sich 
an den Bedürfnissen der 
Menschen orientieren.

Dabei geht es uns darum, 
die vielfältigen und kom-
plexen Logistik-Prozesse 

der Stadt so effizient und nach-
haltig wie möglich zu gestalten 
– wo möglich mit künftig emis-
sionsneutralen Logistik- und 
Dienstleistungsverkehren und 
wo notwendig mit sinnvollen 
Übergangsszenarien.

Durch eine Analyse des urbanen 
Wirtschaftsverkehrs, seiner Zu-
sammensetzung und Wirkungs-
zusammenhänge schaffen wir da-
bei in einem ersten Schritt eine 
valide Datenbasis für das weitere 
Vorgehen. Diese bildet die Grund-
lage dafür, bewerten zu können, 
in welchen Bereichen des städ-
tischen Wirtschaftsverkehrs die 
größten Optimierungspotentiale 
liegen, um Emissionen und Lärm 
zu reduzieren, die Verkehrssicher-
heit im Wirtschaftsverkehr zu er-
höhen und über neue und modifi-
zierte Konzepte die Effizienz in lo-
gistischen Prozessen zu steigern.

Erst wenn wir wissen, welche 
Branchen mit welchen Fahrzeu-
gen und welchen Fahrleistungen 
zu welchen Zwecken und nach 
welchen Prämissen in den Städten 
unterwegs sind, lassen sich lang-
fristige Lösungen entwickeln, die 
sich auch tatsächlich auf die Le-
bensqualität der Städte auswirken. 

In einem zweiten Schritt werden 
innovative und nachhaltige Logis-
tikkonzepte entwickelt, erprobt 

und bewertet. Diese Konzepte sol-
len zunächst modellhaft abgebil-
det, simuliert und optimiert wer-
den, um die effektivsten Konzepte 
und Lösungen zu ermitteln. Diese 
werden schließlich umgesetzt und 
im Pilotquartier erprobt.
Die modellhaften Berechnungen 
werden dann durch die bei der re-
alen Erprobung gewonnenen Er-
kenntnisse ergänzt, sodass die be-
trachteten Logistik-Konzepte ab-
schließend gesamtheitlich bewer-
tet werden können.

Durch intelligente Vernetzung 
und smarte Transportlösungen 
lässt sich der Wirtschaftsverkehr 
effizienter und ressourcenscho-
nender gestalten. Bedarfsgerech-
te Transporte können durch digi-
tale Kommunikations- und Steu-
erungsmöglichkeiten organisiert 
und Leerfahrten vermieden wer-
den. Zudem kann der Einsatz lokal 
emissionsfreier Lieferfahrzeuge ei-
nen Beitrag zur Luftreinhaltung in 
unseren Städten leisten.

Hannover wird durch dieses bun-
desweit einmalige Projekt zu ei-
ner Modellregion für den Liefer-
verkehr der Zukunft. Doch dabei 
soll es nicht bleiben. Unser Ziel ist, 
Konzepte zu entwickeln, die sich 
auch auf andere, also bestenfalls 
auch auf Ihre Städte übertragen 
lassen. Denn eine zukunftsfähige 
urbane Logistik geht uns schließ-
lich alle an.

4 Mobilität

Urbane Logistik der Zukunft 
Von Dr. Susanne Leifheit und Christian Kassyda, Außenbeziehungen und Corporate Responsibility Volkswagen Nutzfahrzeuge

Was lange währt… Verkehrsverbünde in NRW einigen sich auf 
Einführung eines einheitlichen E-Tickets
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Aktuelle Entwicklungen in Bezug 
auf den Faktor Mensch, wie z.B. 
Zunahme der Sharing-Kultur oder 
der demographische Wandel, wer-
den die Mobilität beeinflussen. 
Die technischen Entwicklungen je-
doch werden die Mobilität in der 
Basis verändern. Allem voran sind 
hier der Wandel weg von den her-
kömmlichen „Verbrenner-Moto-
ren“ hin zu alternativen und emis-
sionsfreien Antrieben sowie die 

Entwicklung von autonomem 
Fahren zu nennen. Wir in der 
Stadt Friedrichsdorf haben dies 
verstanden und möchten uns 
auf die Mobilität von Morgen 
vorbereiten. In einigen Ansät-
zen tun wir dies bereits heute. So 
haben wir zum Beispiel letztes Jahr 
ein e-Carsharing begonnen. Diese 
Autos stehen                             un-
seren Mitarbeitern für ihre Dienst-
fahrten zur Verfügung. Zusätzlich 
können die Friedrichsdorfer Bür-
gerinnen und Bürger die Elektro-
autos außerhalb der Dienstzeiten 
für ihre privaten Fahrten anmieten. 

Aber dies ist nur ein kleiner Teil 
der Mobilität von Morgen, und 
wir möchten unseren Bürgerin-

nen und Bürgern ganzheitlich 
die Vorteile dieser verschiede-
nen neuen Technologien bieten. 
Gleichzeitig sollen die Lösun-
gen keine Insellösungen darstel-
len, denn diese lassen sich nur 
schwer und mit sehr hohen Kos-

ten im Nachhinein in eine ganz-
heitliche Lösung integrieren. Aus 
diesem Grund haben wir extern 
nach Unterstützung gesucht.

Der TÜV Rheinland hat eine Lö-
sung entwickelt, die genau auf 
diese Fragestellung eine Antwort 
bietet. Mit dem „Future Readi-
ness Check“ oder, wie der deut-
sche Name heißt, mit der „Poten-
tialanalyse für die Mobilität von 
Morgen“ bietet der TÜV Rhein-
land eine ganzheitliche, alle Mo-

bilitätsformen erfassende, stan-
dardisierte und gleichzeitig de-
tailtiefe Analyse für Städte und 
Gemeinden an. Sie umfasst 6 
Hauptkategorien, die sich auf das 
kommunale Mobilitätsmanage-
ment und das betriebliche Mobi-
litätsmanagement der Stadtver-
waltung aufteilen. Die Erfassung 
der Informationen erfolgt ein-
fach und intuitiv über eine Online 
IT-Lösung. Und obwohl es 120 
Fragen sind, können diese durch 
einen erfahrenen Mitarbeiter aus 
dem jeweiligen Sachbereich zu 
95 Prozent schnell und gut be-
antwortet werden. 

Als Resultat erhalten wir als Kom-
mune einen Ergebnisbericht, der 
sowohl die Stärken als auch die 

Verbesserungspotentiale in 
Bezug auf die aktuellen He-
rausforderungen in der Mo-
bilität darstellt. Neben dem 
öffentlichkeitswirksamen 
Bericht erhalten wir auch ei-
ne Starthilfe, um, basierend 
auf unserer aktuellen Situ-
ation, die richtigen Schrit-
te hin zu einer zukunftsfä-
higen Mobilität zu gehen. 

Denn aufgrund der all umfassen-
den Herangehensweise kann der 
TÜV Rheinland Zusammenhänge 
und Verbindungen zwischen den 
vorhandenen Infrastrukturen he-
rausarbeiten und in einem nächs-
ten Schritt ganz gezielt auf die je-
weilige individuelle Situation zu-
geschnittene Verbesserungsmaß-
nahmen formulieren, die keine 
Insellösungen darstellen, sondern 
ein ganzheitliches und mehrfach 
positives Synergien erzeugendes 
Ergebnis zur Folge haben.

5Mobilität

Von Uwe Hild, Magistrat der Stadt Friedrichsdorf

Wüst(er) Eiertanz von 
Schwarz-Gelb
Die Streichung des Sozialtickets, oder doch nicht, 
oder? – Drama in mindestens zwei Akten.

Noch vor wenigen Tagen verkün-
dete CDU-Verkehrsminister Henrik 
Wüst, dass das landesfinanzierte 
Sozialticket schrittweise bis zum 
Jahr 2020 auslaufen soll. Mit dem 
Ticket können bisher Menschen, 
die auf staatliche Hilfe angewie-
sen sind sowie anerkannte Asyl-
bewerber, vergünstigt Bus und 
Bahn fahren. 

Das Land stellte dazu 40 Millionen 
Euro im Jahr in den Haushalt ein. 
Ab dem kommenden Jahr sollte es, 
dem Willen der Landesregierung 
nach, diesem Haushaltsansatz 
schrittweise an den Kragen gehen.

Dabei reichen die Mittel aktuell 
bereits nicht aus. Gerade die allge-
meinen Kostensteigerungen und 
der sich stetig vergrößernde Kreis 
teilnehmender  Verkehrsunterneh-
men macht eine Steigerung der 
Mittel unabdingbar. Nach Auffas-
sung der schwarz-gelben Landes-
regierung sollte das Geld in den 
kommenden Jahren stattdessen 
besser in den Neubau von Straßen 
investiert werden, und die  Ver-
kehrsverbünde hätten die Zeche 
für eine Weiterführung des Sozi-
altickets alleine zahlen müssen, im 
Endeffekt also die Kommunen.

Dass dies angesichts der Haus-
haltslage vieler Kommunen nicht 
realisierbar gewesen wäre, hat 
die Landesregierung nicht interes-
siert. Deshalb wäre das Ticket bei 
einer Streichung des Haushalts-
postens ersatzlos verschwunden, 
und viele ohnehin auf staatliche 
Leistungen angewiesene Nutzer 
wären von der Teilnahme am öf-
fentlichen Personennahverkehr 
abgeschnitten worden. 

Dieses Vorgehen erinnert an die 
Zeit unter Ministerpräsident Rütt-

gers, in der  die Kommunen syste-
matisch mit Mehrausgaben belas-
tet wurden.

Aus Sicht der Kommunalen in 
NRW handelt es sich bei dem „So-
zialticket“ um ein Erfolgsmodell. 
Ein wichtiges Instrument der sozi-
alen Teilhabe, welches das Grund-
recht der Berechtigten auf Mobili-
tät sichert. Knapp zwei Millionen 
Menschen profitieren von dem 
Ticket. Es entstand der Eindruck, 
dass die schwarz-gelbe Landes-
regierung genau für diese Men-
schen kein Angebot mehr vor-
halten und die Mobilitätschancen 
von Langzeitarbeitslosen, armen 
Rentnern und Sozialhilfeempfän-
gern nahezu vollständig abschaf-
fen möchte.

Dennoch redete sich FDP-Fami-
lienminister Joachim Stamp bis 
zuletzt ein, dass dies eine soziale 
Politik sei. Dank des ganz erheb-
lichen Drucks von Kommunen, 
Sozialverbänden und der allge-
meinen Öffentlichkeit rückte das 
FDP-Ministerium und nun auch 
die Landesregierung plötzlich vom 
eigenen Vorhaben ab. Ob hier die 
deutlichen Worte der Caritas aus 
dem Erzbistum Köln hilfreich wa-
ren, die die Streichung des Sozial-
tickets als unchristlich bezeichnet 
hatte, werden wir nie erfahren. 

Zumindest für das Jahr 2018 sei 
das Sozialticket nun gesichert, da-
nach solle es dann aber doch zu ei-
ner Neuordnung kommen, erklär-
te der plötzlich einsichtige FDP-Mi-
nister. Ein überflüssiger Eiertanz 
also, der wahrscheinlich seine un-
rühmliche Fortsetzung in 2018 er-
fahren wird. Aber Minister Wüst 
hat zumindest seinem Namen alle 
Ehre gemacht: Wüster kann man 
(Un-)Sozialpolitik nicht betreiben.

Mobilität von Morgen

Zur Erneuerung der SPD in NRW gehört sicher auch 
die inhaltliche Neuaufstellung. Was ist Dein Vor-
schlag, Dein Musterprojekt, Deine Forderung an 
die "Mobilität der Zukunft"? Wie sollte sie in den 
Städten aussehen, wie auf dem Land? Was fällt uns 
für Berufspendler ein, was für Azubis und Schüler, 
wie fördern wir die Mobilität im Alter? Also: Macht 
uns Vorschläge, benennt uns Projekte, liefert uns 
Material.

„Sag uns Deine Meinung!“ 

© DN | PIXELIO.de

© Petair - Fotolia

E-Mail an 
info@sgk-nrw.de 
oder über das
Kontaktformular 

auf der Homepage.

Die Mobilität, so wie wir sie heute kennen, wird sich in 

den nächsten fünf bis zehn Jahren massiv verändern. 

Unser Best-Practice Beispiel, die Stadt Friedrichsdorf, 

Hessen (25.000 Einwohner), hat gemeinsam mit dem 

TÜV-Rheinland eine Potenzialanalyse der Möglichkeiten einer Mo-

bilität von Morgen erörtert, um entsprechende Maßnahmen bereits heute 

ergreifen zu können. 
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Eine Milliarde Euro will der Bund 
den Kommunen für Maßnahmen 
für sauberere Luft in ihren Städ-
ten zur Verfügung stellen. Dieses 
beschlossene Sofortprogramm 
geht für die Kommunen in NRW 
nicht weit genug, denn Fahrver-
bote sind durch die Ergebnisse des 
Gipfels noch nicht ausgeschlossen. 
Auch muss sich das Land die Fra-
ge stellen, ob es nicht ebenfalls die 
Kommunen etwa bei der Umrüs-
tung der kommunalen Busse finan-
ziell unterstützen sollte. Schließlich 
kostet diese Umrüstung jährlich 
200 Millionen Euro über fünf Jahre.

Höhere Kaufprämien für Elektro-
Taxen und leichte E-Nutzfahrzeu-
ge sowie ein nachhaltiges Milli-
ardeninvestitionsprogramm zur 
Elektrifizierung des Öffentlichen 
Nahverkehrs müssen folgen, um 
das Ziel, ein Fahrverbot für Die-
selfahrzeuge in Städten zu verhin-
dern, zu erreichen. Wichtig dabei 
ist auch der Ausbau der Ladeinfra-

struktur. Die endlich bereitgestell-
ten Mittel müssen nun auch dau-
erhaft und unbürokratisch verfüg-
bar gemacht werden, damit es 
nicht nur ein Tropfen auf dem hei-
ßen Stein bleibt.

Nichtsdestotrotz muss nun die 
Automobilindustrie freiwillig oder 
durch gesetzgeberische Verpflich-
tungen mehr als einen Zahn zule-
gen. Sie muss schnellstens markt-
reife alternative Antriebsfahrzeu-
ge in die Produktpalette aufneh-
men. Eine stabile Nachfrage ist 
jedenfalls vorhanden.

Eine entsprechende Förderung 
der Bundesregierung würde Kom-
munen endlich in die Lage ver-

setzen, ihren Fuhrpark nachhaltig 
umzubauen und die Stadtgesell-
schaft nachhaltig zu stärken. 

Gefördert werden müssen auch 
Investitionen in die Verkehrsfüh-
rung und -leitung, in eine effizien-
tere Logistik, um die wachsenden 
Lieferverkehre zu optimieren, und 
in ein wirksameres Verkehrsma-
nagement, um Verkehre flüssiger 
zu machen.  Auch die Attraktivie-
rung anderer Verkehrsmittel  soll-
te im Vordergrund stehen. 

Entscheidend kommt es jetzt da-
rauf an, dass die Maßnahmen ef-
fektiv die Stickoxidwerte senken. 
Zu begrüßen ist deshalb, dass der 
Bund gemeinsam mit der Indus-
trie einen Fond auflegen will, um 
gezielt in den besonders belaste-
ten Städten und Regionen  kurz-
fristig nachhaltige Mobilität zu 
unterstützen. Hierfür ist auch ein 
klarer Zeitplan nötig, der bisher 
aber noch fehlt.

Diesel-Gipfel 
Beschlossenes Sofortprogramm greift zu kurz
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QUALITÄTSMANAGEMENT 
IN DER ÖFFENTLICHEN 
VERWALTUNG

Von Astrid Stein, Kommunal- 
und Schul-Verlag Wiesbaden, 
1. Auflage 2016, 178 Seiten, 
ISBN 978-3829311809, 
29,80 Euro

Anhand zahlreicher Praxis-Bei-
spiele erläutert die vorliegen-
de Publikation den Nutzen ei-
nes umfassenden Qualitätsma-
nagements in der öffentlichen 
Verwaltung. Dabei behandelt 
sie nicht nur die Grundsätze 
und Methoden; sie stellt auch 
auf anschauliche Art ein Vor-
gehensmodell als Leitfaden zur 
Einführung eines umfassenden 
Qualitätsmanagement in der 
Verwaltungspraxis dar. 

DIE BEZIRKSVERTRETUNG 
IN NORDRHEIN-WESTFALEN

Von Réne Schmelting, 
Kommunal- und Schul-Verlag 
Wiesbaden, 1. Auflage 2016, 
108 Seiten,
ISBN 978-3-8293-1270-7,
39,00 Euro

Neueinteilung der 
Stadtbezirke. Eine 
Bestandsaufnah-
me und Analyse 
im Hinblick auf 
Möglichkeiten und Grenzen 
einer Neueinteilung der Stadt-
bezirke.

Im Zentrum dieser Publikation 
steht die Diskussion um die 
Neuordnung der Stadtbezirke 
in kreisfreien Städten Nord-
rhein-Westfalens. Dabei geht 
es um die Frage nach dem Ge-
staltungsspielraum des Rates 
bei dieser Neueinteilung. Ne-
ben einer Analyse der bezirk-
lichen Entscheidungs- und Be-
teiligungsrechte gibt die Ar-
beit letztendlich einen um-
fassenden Überblick über die 
Kompetenzen von Bezirksver-
tretungen.
Da die vorliegende Publikation 
aktuelle, wesentliche Bestim-
mungen der Bezirksverfas-
sung in Nordrhein-Westfalen 
erläutert, ist sie vor allem für 
Mandatsträgerinnen und –trä-
ger wie auch für Verwaltungs-
beamte interessant.

KOMMUNALE 
SELBSTVERWALTUNG IM 
FÖDERALSTAAT
VERFASSUNGSRECHTLICHE 
UND VERFASSUNGSPROZES-
SUALE GRUNDFRAGEN DER 
KOMMUNALEN SELBSTVER-
WALTUNG IM FÖDERALEN 
SYSTEM DES GRUNDGE-
SETZES

Von Johannes Dietlein und 
Sascha D. Peters, Freiherr vom 
Stein Akademie für europäi-
sche Kommunalwissenschaft 
(Hrsg.), Kommunal- und 
Schul-Verlag Wiesbaden,
Auflage 2017, 120 Seiten, 
ISBN: 978-3-8293-1308-7, 
29,80 Euro

Im Föderalstaat des Grundge-
setzes stehen die Verfassungs-
räume des Bundes und der Län-
der grundsätzlich selbstständig 
nebeneinander. Diesem Kon-
zept entsprechend findet auch 
die kommunale Selbstverwal-
tung in Deutschland eine regel-
mäßig doppelte verfassungs-
rechtliche Absicherung auf bun-
des- sowie auf landesstaatlicher 
Ebene. Die von ihrer Grundidee 
her für die Gemeinden vorteil-
hafte Doppelung des verfas-
sungsrechtlichen Schutzes wirft 
freilich bei näherem Hinsehen 
komplexe und durchaus praxis-
relevante Probleme auf, die bis-
lang nicht abschließend geklärt 
sind. Hierbei geht es namentlich 
um die Gestaltungsspielräume 
der Länder bzw. deren Bindung 
an die grundgesetzlichen Min-
destvorgaben. Diese zunächst 
rein materiell-rechtliche Fra-
gestellung weist zugleich eine 
eminent bedeutsame prozes-
suale Komponente auf. Denn 
wenn das Grundgesetz die Ge-
meinden und Gemeindever-
bände in Art. 93 Abs. 1 Nr. 4b 
GG vorrangig auf den landes-
verfassungsrechtlichen Rechts-
schutz verweist, basiert diese 
Subsidaritätsklausel erkennbar 
auf der Prämisse einer adäqua-
ten Absicherung der kommuna-
len Selbstverwaltung auf lan-
desverfassungsrechtlicher Ebe-
ne. Die Verfassungsgarantien in 
Bund und Länder erweisen sich 
als in vielfältiger Weise aufein-
ander bezogen und miteinan-
der verflochten. Die vorliegen-
de Studie zeigt die einzelnen 
Problemfelder auf und entwi-
ckelt differenzierte Lösungsmo-
delle für einen effektiven mate-
riellen und prozessualen Schutz 
der kommunalen Selbstverwal-
tung in Deutschland.  

SGK-Landesvorstand bleibt auf dem Boden

Erfolgreich werden: 
Kommunalwahl 2020 im Blick

Der Tagungsort „Flughafen Düs-
seldorf“ wäre eigentlich gut ge-
eignet gewesen, um „abzuhe-
ben“. Trotzdem behielt der Vor-
stand der SGK   NRW-Boden-
haftung und hat sich mit den 
Kernthemen der Kommunalpoli-
tik befasst. Hierzu gehörte auch 
ein Bericht aus der „Kommunal-
Kampa“, die die Herausforderun-
gen der Kommunalwahl 2020 in 
den Blick nimmt. Dabei konnte 

auch Duisburgs Oberbürgermeis-
ter Sören Link seine Erfahrungen 
beisteuern. Immerhin wurde er 
am Tag der Bundestagswahl mit 
fast 57 Prozent im ersten Wahl-
gang im Amt bestätigt, während 
die SPD bekanntlich in ganz an-
dere Prozentregionen abrutschte. 

Im Anschluss an die Frage, wie 
man erfolgreiche Presse- und Öf-
fentlichkeitsarbeit in Social-Me-

dia-Zeiten macht, positionierte 
sich der Vorstand auch zum Neu-
aufstellungsprozess in Land und 
Bund. Tenor dabei war, dass nur 
mit einer starken und erfolgrei-
chen kommunalen Basis das Fun-
dament für Erfolge auf den über-
geordneten Ebenen gelegt wer-
den kann. 

Nach der Sitzung konnten die 
Vorstandsmitglieder dann trotz-
dem noch etwas Kerosinluft 
schnuppern. Der Pressesprecher 
des Flughafens, Fabian Zachel, 
konnte die Herausforderungen 
des drittgrößten deutschen Flug-
hafens und die Folgen der Air Ber-
lin-Pleite für den Standort Düssel-
dorf bei einer Flughafenführung 
darlegen. 
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SGK-Recht 7

Regieren ohne Mehrheiten

Seit 1999 gibt es in NRW keine 
Sperrklausel in Stadt- und Gemein-
deräten mehr. Besonders in gro-
ßen Städten hat sich die Anzahl 
der im Rat vertretenen Parteien 
seitdem verdoppelt. Feste Mehr-
heiten sind damit in vielen Städ-
ten nur noch Teil der Erinnerung. 
Entscheidungen werden heraus-
gezögert und immer wieder ver-
tagt. Kleinste Parteien gewinnen 
überproportional an Einfluss und 
können wichtige Entscheidungen 
blockieren. Jedenfalls dann, wenn 
sie mit ihren zwei Stimmen einem 
Ratsbündnis knapp über die 50 
Prozent verhelfen.

Große Koalition als 
einziger Ausweg?

Ein Schreckensszenario auf Bun-
desebene. Jahre lang regierte 
immer eine Große Koalition aus 
SPD und CDU. Politische Mei-
nungen verwischen und die po-
litischen Ränder erstarken. Ge-
nau dies ist seit Jahren Realität in 
vielen Räten in NRW. Mehrheiten 
mit 4-5 Parteien zu schmieden, 
ist mit ehrenamtlichen Kommu-
nalpolitikern kaum möglich. Es 
fehlt oftmals schier die Zeit dazu. 
Der Weg in eine Große Koalition 
erscheint dann viel einfacher.

Ringen um die beste Lösung

Kommunalpolitik lebt von der De-
batte, dem Austausch um die bes-

ten Lösungen. Meistens entste-
hen dabei Kompromisse, die gut 
für eine Stadt sind. Debatten müs-
sen aber auch führbar sein. Jede 
Partei bzw. Fraktion in einem Rat 
muss bereit und fähig sein, zu dis-
kutieren, hart in der Sache für ih-
re Forderungen einzustehen, aber 
auch offen sein, um Kompromis-
se zu schließen. Viele Kleinstpar-
teien, von den rechten bis hin zu 
lokalpatriotischen, haben jedoch 
nur ein Thema, eine Leitidee und 
sind nicht bereit, über ihren Ho-
rizont zu schauen, geschweige 
denn sich arbeitsteilig in die viel-
schichtigen Probleme der Kom-
mune einzuarbeiten

Das ist nicht einfach im Kontext 
der lokalen Politik. Die Politik 
ist hier nur ein Ehrenamt, qua-
si ein Hobby. Familie und Beruf 
stehen an erster Stelle. Die Poli-
tik kommt abends und am Wo-
chenende oben drauf. Und auch 
die Politik selbst ist komplexer 
geworden. Fragen, finanziell und 
rechtlich, die heute diskutiert 
werden, standen 1999 noch gar 
nicht zur Debatte. Heute jagt ei-
ne Ausschusssitzung die nächs-
te, dazu kommen Aufsichts- 
und Beiratssitzungen und vieles 
mehr. Auch hat die Komplexität 
der Themen zugenommen, so 
dass diese größtenteils nur noch 
arbeitsteilig ordentlich bewältigt 
werden können

Verhandlungen, um nur eine 
oder zwei Stimmen einer Kleinst-

partei, ziehen sich hin, kosten 
Kraft und führen oftmals nicht 
zum Ergebnis. Eine Ernüchterung 
bleibt.

Im Ergebnis heißt dies: Kommu-
nalpolitik kann zunehmend nur 
von älteren Menschen gemacht 
werden. Beruf und Familie lassen 
es nicht zu, die notwendige Zeit 
aufzubringen. Aber wollen wir 
das? Räte nur aus Rentnern? Al-
so Seniorenräte! Wollen wir nicht 
viel eher einen Rat, der alle Al-
tersgruppen, alle Berufsgruppen 
widerspiegelt?

Führt die Zersplitterung 
der Räte zum Ende der 
städtischen Demokratie?

Das ist schwer zu sagen, aber 
festzustellen ist, dass die Klein-
teiligkeit der Räte die Politik in 
den Städten verändert hat. Das 
berichten jedenfalls viele Lokal-
politiker, und auch Studien zei-
gen dies. Im Zwiespalt zwischen 
Familie, Beruf und ehrenamtli-
cher Politik bleibt immer weniger 
Zeit. Immer weniger Menschen 
sind bereit, diese Zeit aufzubrin-
gen, oder sie können es schlicht-
weg nicht.

Es stellt sich daher schon die Fra-
ge, wie sich Politik in den Städ-
ten und Gemeinden verändern 
muss. Wie muss sie sein, damit 
sie funktioniert? Funktioniert für 
den einzelnen ehrenamtlichen 
Politiker, aber auch für die De-

Debattenbeitrag von Peter Ippolito, SPD-Fraktionsvorsitzender in Leverkusen

Das Ende der städtischen Demokratie? – 
3 Gründe für die Sperrklausel!
Das Landesverfassungsgericht hat entschieden: Eine vom Landtag beschlossene 2,5-Prozent Sperr-

klausel bei den Kommunalwahlen ist nicht rechtens. Man könnte meinen, es ist ein Sieg für die 

Demokratie. Jede Stimme ist so doch gleichwertig, oder nicht? Und was heißt das eigentlich für die 

politischen Prozesse in einer Stadt? Diese Frage wird kaum gestellt.

mokratie an sich. Ja, jede Stim-
me sollte gleich wert sein, aber 
es gibt gute Gründe, hier Ein-
schränkungen zu machen und ei-
ne Sperrklausel einzuführen.

Klare Mehrheiten, um wirklich 
regieren zu können. Politischer 
Diskurs und keine dauerhafte 
Große Koalition. Und schlicht-
weg Funktionsweisen, die dem 
Alltag eines ehrenamtlichen Po-
litikers entsprechen.

Diese Gründe hat der Landtag 
2016, mit den Stimmen von SPD, 
CDU und Grünen, mit seinem Ge-
setz nicht ausreichend dargelegt. 
So sehen es jedenfalls die Richter 
des Landesverfassungsgerichtes.

Wie geht es nun weiter?

Die Parteien im Landtag NRW 
müssen sich nun hinsetzen und 
Lösungen erarbeiten. Das Wohl 
der städtischen Demokratie da-

bei immer im Blick. Doch wie 
kann das aussehen?

Das Land setzt die Rahmenbe-
dingungen der Kommunalpolitik. 
Es sollte daher festgestellt wer-
den, welche Aufgaben real zu 
einem Ratsmandat zählen. Hier-
zu lassen sich Studien erarbei-
ten, die nachher in das Kommu-
nalrecht einfließen. Das kommu-
nalpolitische Ehrenamt muss at-
traktiver werden. Die Nachteile 
im Beruf und der Familie müssen 
gedämpft werden. So lässt sich 
mehr Zeit für das Engagement 
finden. Am Ende lässt sich so die 
Begründung einer Sperrklausel 
unterfüttern, und ein neuer An-
lauf kann möglich werden.

Am Ende entlastet dies aber na-
türlich nicht die großen Parteien, 
gute Politik für die Menschen zu 
machen, sie von ihren Lösungen 
zu überzeugen und um ihre Stim-
men zu werben.

Erste Fristen zur 
Kommunalwahl 2020
Die Wahlausschüsse in 
den Gemeinden müs-
sen das Wahlgebiet in 
Wahlbezirke einteilen. 
Durch das Gesetz zur 
Änderung des Kom-
munalwahlgesetzes 
vom 01.10.2013 muss 
dies in Gemeinden bis zum 29. 
Februar 2020 und in Kreisen spä-
testens bis zum 31. März 2020 
geschehen. Die Fristen zur frei-
willigen Reduzierung des Rates 
und des Kreistages sowie der 
Stichtag zur Feststellung der Be-
völkerungszahl sind jedoch mit 
diesem Gesetz nicht geändert 
worden. 

Eine freiwillige Reduzierung der 
Größe des Rates oder des Kreis-
tages ist somit nach derzei-
tiger Rechtslage nur 
noch bis zum
28.02.2018 (!) 
möglich.

Der maßgebliche 
Stichtag für die 
Ermittlung der Be-
völkerungszahl war 
der 30.06.2017.

Zur Harmonisierung die-
ser Fristen plant das Mi-
nisterium des Innern 
NRW eine KWahlG-No-
velle 2018/2019, mit 
der eine (weitere) Über-
gangsregelung geschaf-
fen werden soll, die die 

zuletzt genannten Fristen um 17 
Monate verlängert. Ein Entwurf 
dieser Novelle liegt jedoch noch 
nicht vor, sodass derzeit von den 
o.g. Fristen ausgegangen wer-
den muss.

© Fineas - Fotolia
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KOMMUNALE D
IE

ZEITUNG

Robert von Olberg 
Ratsmitglied in Münster

Was hat Dich dazu gebracht, in die Kommunalpolitik 
„einzusteigen“? 
Die Bildungspolitik war es, die mich schon als Schüler zu den 
Jusos und zur SPD gebracht hat: Wie schaffen wir es, dass 

schulischer Erfolg nicht vom Elternhaus abhängig ist? Ab 2007 hatte ich dann die Gelegen-
heit, die Bildungspolitik in Münster als sachkundiger Bürger im Schulausschuss unmittelbar 
mitzugestalten. Die Gremienarbeit hat mir Spaß gemacht, und ich hatte Lust auf mehr – ins-
besondere darauf, etwas für meinen Stadtteil zu erreichen. So habe ich 2009 dann zum ers-
ten Mal für den Rat kandidiert.

Wie bringst Du Dich innerhalb Deiner Fraktion in die Arbeit ein, und wie setzt 
Du Dich gegen die „alten Hasen“ durch?
Ich erlebe unsere Fraktionsarbeit als ein  Miteinander aller. Klar, nicht immer sind alle sofort 
einer Meinung. Aber es gibt da kein "die Alten" gegen "die Jungen". Außerdem haben wir 
einen guten Generationen-Mix in unserer Fraktion und ich bin nicht der Einzige unter 30. 
Ich selbst war schon einige Zeit stellvertretender Fraktionsvorsitzender und Sprecher unse-
rer Fraktion im Schulausschuss.

Was müsste sich aus Deiner Sicht ändern/verbessern, damit die aktive 
Kommunalpolitik attraktiver für junge Menschen wird?
Wir brauchen möglichst viele ganz konkrete Beteiligungsformate. Dass man zügig sieht, 
dass auch etwas aus dem eigenen Engagement folgt. Dafür ist die kommunale Ebene ei-
gentlich prädestiniert. Hier hat man die Ergebnisse von Entscheidungen unmittelbar vor 
Augen. Ich glaube auch, dass Formate wie der Jugendrat ein guter Einstieg in weiteres 
kommunales Engagement sein können.

Roberts politische Schwerpunkte sind gleiche Chancen für alle und vor allem mehr be-
zahlbare Wohnungen in Münster.
Er ist seit 2009 im Rat der Stadt Münster und seit 2003 Mitglied der SPD.

Berat Arici 
Ratsmitglied in Gladbeck

Was hat Dich dazu gebracht, in die 
Kommunalpolitik „einzusteigen“?
Auf kommunaler Ebene werden viele Entscheidungen ge-
troffen, die junge Leute bewegen und betreffen, aber auch 
Beschlüsse gefasst, mit deren Konsequenzen erst nachfol-
gende Generationen leben müssen.
Diese Menschen brauchen ein junges Sprachrohr, denn 

sie sind in den kommunalen Entscheidungsgremien stark unterrepräsentiert. Um 
dem etwas entgegenzusetzen, beschloss ich, für den Gladbecker Stadtrat zu kan-
didieren.

Wie bringst Du Dich innerhalb Deiner Fraktion in die Arbeit ein, und wie setzt 
Du Dich gegen die „alten Hasen“ durch?
Als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten folgen wir den gleichen Grundsätzen. Dis-
kussionen lassen sich aber nicht gänzlich vermeiden. Mit frischen Ideen und Vorschlägen, 
die "out of the box" sind, bringe ich mich ein und werbe dafür, Probleme auch aus einem 
anderen Blickwinkel zu betrachten. Als Planungspolitischer Sprecher habe ich früh Ver-
antwortung übetragen bekommen, alte Häsinnen und Hasen werfen dann gerne mal ein 
kritisches Auge auf einen. Dem entgegenzuwirken funktioniert nur durch Fachexpertise, 
Überzeugungs- und Dursetzungskraft.

Was müsste sich aus Deiner Sicht ändern/verbessern, damit die aktive 
Kommunalpolitik attraktiver für junge Menschen wird?
Der Satz "Die Partei muss jünger und weiblicher werden!" darf keine hohle Phrase blei-
ben, sondern muss auch gelebt werden. Wir haben in der Partei viele kompetente Jung-
sozialistinnen und Jungsozialisten, die sich auf Juso-Ebene engagieren, die dann aber, 
wenn es um Mandate geht, oft übergangen werden. Dieses Potential müssen wir jedoch 
nutzen, und es muss das Ziel sein in 2020 viele junge Menschen aussichtsreich aufzustel-
len. Dazu müssten aber auch ältere Genossinnen und Genossen bereit sein zu verzichten.

Berats politische Schwerpunkte sind Stadtplanung und Verkehr sowie Kultur.
Er ist seit 2014 Ratsmitglied im Rat der Stadt Gladbeck und seit 2009 in der SPD.

Junge Kommunalpolitik

Kommunalpolitik ist jung!
Bildungsangebote, Vernetzung und der Erfahrungsaustausch 
zwischen Haupt- und Ehrenamtlern stehen im Mittelpunkt der 
regelmäßigen Veranstaltungen. Das Forum Junge Kommunal-
politik bereitet unter dem Titel Fit, Jung, Kreativ, die Qualifi-
zierungsphase für ehrenamtliche Kommunalpolitikerinnen und 

Kommunalpolitiker sowie Interessierte zur Kommunalwahl 
2020 vor. Hier stellen wir Euch aktive junge Kommunalpoli-
tikerinnen und Kommunalpolitiker unter 30 vor. Ihr kennt je-
manden der hier auch erscheinen sollte? Dann meldet Euch bei 
uns unter info@sgk-nrw.de.
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2009
Münster

Die Bildungspolitik war es, die mich schon als Schüler zu den Jusos und zur SPD gebracht hat: Wie schaffen wir es, dass
schulischer Erfolg nicht vom Elternhaus abhängig ist? Ab 2007 hatte ich dann die Gelegenheit, die Bildungspolitik in Münster

als sachkundiger Bürger im Schulausschuss unmittelbar mitzugestalten. Die Gremienarbeit hat mir Spaß gemacht und ich
hatte Lust auf mehr - insbesondere darauf, etwas für meinen Stadtteil zu erreichen So habe ich 2009 dann zum ersten Mal für

Ich erlebe unsere Fraktionsarbeit als Miteinander aller. Klar, nicht immer sind alle sofort einer Meinung. Aber es gibt da kein
"die Alten" gegen "die Jungen". Außerdem haben wir einen guten Generationen-Mix in unserer Fraktion und ich bin nicht der

Einzige unter 30. Ich selbst war schon einige Zeit stellvertretender Fraktionsvorsitzender und Sprecher unserer Fraktion im
Schulausschuss.

Wir brauchen möglichst viele ganz konkrete Beteiligungsformate. Dass man zügig sieht, dass auch etwas aus dem eigenen
Engagement folgt. Dafür ist die kommunale Ebene eigentlich prädestiniert. Hier hat man die Ergebnisse von Entscheidungen

unmittelbar vor Augen. Ich glaube auch, dass Formate wie der Jugendrat ein guter Einstieg in weiteres kommunales
Engagement sein können.

gleiche Chancen für alle und vor allem mehr bezahlbare Wohnungen in Münster2003
Robert von Olberg

Sentmaringer Weg 118, 48151 Münster
0178/7493628

Die rund 350 Teilnehmenden 
und Gäste diskutierten beim 
diesjährigen Demo-Kommunal-
kongress nicht nur über die Zu-
kunft der Kommunen, sondern 
auch intensiv über die Zukunft 
der Sozialdemokratie. In meh-
reren Workshops sprachen die 
Teilnehmenden über wichtige 
Zukunftsbereiche der Kommu-
nalpolitik.

Frank Baranowski, Vorsitzender 
der SGK NRW und Bundes-SGK, 
betonte in seiner Rede, dass die 
SPD die richtigen Werte vertritt 
und eine Erneuerungsdiskussion 
von der kommunalen Ebene aus-
gehen müsse. Freiheit, Gerech-
tigkeit und Solidarität verbunden 
mit starken Kommunen, Mut, 
Begeisterung und Durchhalte-
vermögen, seien ein Erfolgsre-

zept für die Arbeit vor Ort. Nie-
mand solle Angst vor der Zu-
kunft haben, denn mit dem rich-
tigen Miteinander gelinge auch 
eine erfolgreiche sozialdemokra-
tische Kommunalpolitik betonte 
Frank Baranowski abschließend.

Der „Kommunale Abend” im 
Wasserwerk gab am ersten Tag 
des Kongresses Raum für weite-

re Gespräche und Diskussionen 
zwischen den Teilnehmern, Gäs-
ten und Ausstellern. Ein ausführ-
lichen Bericht zum Kommunal-
kongress ist in der innenliegen-
den DEMO auf den Seiten 19-22 
zu finden.

DEMO-Kommunalkongress 2017
Erneuerung beginnt vor Ort


